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Gesamte Rechtsvorschrift fir Bgld. Camping- und Mobilheimplatzgesetz, Fassung vom
06.07.2021

Langtitel

Gesetz vom 30. Juni 1982, mit dem Bestimmungen tber Camping- und Mobilheimpléatze getroffen
werden (Bgld. Camping- und Mobilheimplatzgesetz)

StF: LGBI. Nr. 44/1982 (XIII. Gp. RV 183 AB 199)

Anderung

LGBI. Nr. 47/1991 (XV. Gp. RV 470AB 531)
LGBI. Nr. 33/1997 (XVII. Gp. AB 131)

LGBI. Nr. 32/2001 (XVIII. Gp. RV 111AB 127)
LGBI. Nr. 14/2004 (XVIII. Gp. RV 568AB 593)
LGBI. Nr. 79/2013 (XX. Gp. RV 783AB 799)
LGBI. Nr. 38/2018 (XXI. Gp. RV 1272AB 1358)
LGBI. Nr. 25/2020 (XXII. Gp. IA 34AB 43AB 44)
LGBI. Nr. 83/2020 (XXI1. Gp. IA 412AB 427)

Praambel/Promulgationsklausel

Der Landtag hat beschlossen:

Text

1. Abschnitt
Campingplatz

81
Begriff
Unter einem Campingplatz im Sinne dieses Gesetzes ist eine Flache zu verstehen, die im Rahmen
des Fremdenverkehrs zum Zwecke des Aufstellens von Zelten oder Wohnwagen flr wenigstens zehn

Personen einschlieBlich des damit verbundenen Abstellens von Kraftfahrzeugen flr einen Zeitraum von
mehr als einer Woche entgeltlich oder unentgeltlich bereitgestellt wird.

§2
Beschaffenheit und Lage des Campingplatzes
(1) Campingpléatze dirfen nur auf Flachen errichtet werden, die im Flachenwidmungsplan als
Grinflache - Campingplatz gewidmet sind.
(2) Campingpléatze miissen so angelegt werden, dass

a) das Leben und die Gesundheit der Benlitzer sowie ihr Eigentum nicht geféhrdet sind;

b) durch ihren Betrieb einschlieflich des Zu- und Abgangverkehrs das Leben, die Gesundheit und
das Eigentum der Nachbarn nicht gefahrdet und die Nachbarn und Benitzer nicht in
unzumutbarem Ausmal? beléstigt werden;

c) Interessen des Naturhaushaltes und des Schutzes des Landschafts- und Ortsbildes nicht
beeintréchtigt werden.

(3) Eine entsprechende Wasserversorgung, eine ordnungsgemdRe Beseitigung der Abfélle und
Abwasser sowie eine geeignete Verbindung mit einer 6ffentlichen Verkehrsflache miissen gesichert sein.

(4) Campingplatze mussen (ber die Anlagen und Einrichtungen, die im Interesse der Sicherheit, der
Gesundheit und der Hygiene der Bendtzer erforderlich sind, verfugen.

www.ris.bka.gv.at Seite 1 von 10


https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/61D312C2073688A1C1257E700039D31A/%24FILE/24%20St%C3%BCck%201982.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/119FBDD1DF543B1AC1257E700039E27C/%24FILE/RV%20183%20Camping%2044-1982.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/119FBDD1DF543B1AC1257E700039E27C/%24FILE/AB%20199%20Camping%2044-1982.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/9757D83F409C756AC1257E70003A1191/$FILE/26%20Stück%201991.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/D1812121EA7A28BFC1257E70003A1DBC/$FILE/RV%20470%20Camping%2047-1991.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/D1812121EA7A28BFC1257E70003A1DBC/$FILE/RV%20470%20Camping%2047-1991.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/226EBEE368187EEEC1257E70003A3F28/$FILE/13%20Stück%201997.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/F923EE1300A89376C1257E70003A4B08/$FILE/AB%20131%20Camping%2033-1997.pdf?Open
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lgbl/LGBL_BU_20010924_32/LGBL_BU_20010924_32.pdf
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/B9FCC43A3C8ECEE6C1257CD0002B6728/$FILE/RV%20111,%2032-2001.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/B9FCC43A3C8ECEE6C1257CD0002B6728/$FILE/RV%20111,%2032-2001.pdf?Open
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lgbl/LGBL_BU_20040128_14/LGBL_BU_20040128_14.pdf
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/DAA4FED8AFFF3D06C1257CEC003C9816/$FILE/RV%20568%20Camping%2014-2004.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/DAA4FED8AFFF3D06C1257CEC003C9816/$FILE/RV%20568%20Camping%2014-2004.pdf?Open
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lgbl/LGBL_BU_20131218_79/LGBL_BU_20131218_79.pdf
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/91C994E455370D59C1257C45002E7B55/$FILE/RV%20783,%20zu%20Zahl%2020%20-%20480.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/91C994E455370D59C1257C45002E7B55/$FILE/RV%20783,%20zu%20Zahl%2020%20-%20480.pdf?Open
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lgbl/LGBL_BU_20180716_38/LGBL_BU_20180716_38.pdf
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/93AB5E412E0CF4A0C12582CC002DE035/$FILE/RV%201272%20Camping-%20und%20MobilheimplatzG.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/93AB5E412E0CF4A0C12582CC002DE035/$FILE/RV%201272%20Camping-%20und%20MobilheimplatzG.pdf?Open
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lgbl/LGBL_BU_20200416_25/LGBL_BU_20200416_25.pdf
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/B4B442D06894565AC125854C0065985D/$FILE/IA%2034%20Covid%2019%20SammelG.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/B4B442D06894565AC125854C0065985D/$FILE/IA%2034%20Covid%2019%20SammelG.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/B4B442D06894565AC125854C0065985D/$FILE/AB%2044%20Covid%2019%20SammelG.pdf?Open
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lgbl/LGBL_BU_20201216_83/LGBL_BU_20201216_83.pdf
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/629E2F07CDEA9D5DC125864000499CA1/$FILE/IA%20412%20Covid%20Anpassungen.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/629E2F07CDEA9D5DC125864000499CA1/$FILE/IA%20412%20Covid%20Anpassungen.pdf?Open

R | S Landesrecht Burgenland

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung n&here Bestimmungen (ber die Gestaltung der
Campingplatze sowie Uber die Art, die Anzahl, die Ausfiihrung und den Standort der Anlagen und
Einrichtungen nach Abs. 2 und 4 erlassen.

83
(Anm.: entfallen mit LGBI. Nr. 14/2004)

84
(Anm.: entfallen mit LGBI. Nr. 14/2004)

85

Bewilligungspflicht
Die Errichtung und der Betrieb sowie jede Anderung eines Campingplatzes, die die im § 2

umschriebenen Interessen beeintrachtigen kann, bedirfen der Bewilligung der
Bezirksverwaltungsbehérde.

8§86
Ansuchen

(1) Dem Ansuchen um Erteilung der Bewilligung nach 8 5 sind folgende Unterlagen anzuschlieRRen:

1. Lageplan im Mafstab von hochstens 1:1000 mit den im Umkreis von 100 m um den
Campingplatz gelegenen Grundsticken samt einem Verzeichnis der Eigentumer dieser
Grundstiicke einschlieflich der Eigentimer der Grundstiicke, auf denen der Campingplatz
errichtet werden soll.

2. Lageplan im Malstab von héchstens 1:500, aus dem die Grenzen des Campingplatzes und die
Lage der erforderlichen Einrichtungen ersichtlich sein miissen.

3. Projektsbeschreibung, in der die erforderlichen Einrichtungen néher beschrieben sind.

4. Eigentumsnachweis Uber das als Campingplatz in Aussicht genommene Grundstiick bzw. die
Zustimmungserklarung des Grundeigentumers, wenn der Bewerber nicht Grundstiickseigentimer
ist.

(2) Die im Abs. 1 Z 1 - 3 angefiihrten Unterlagen sind in vierfacher Ausfertigung vorzulegen.

87
Mindliche Verhandlung

(1) Die Bezirksverwaltungsbehtrde hat auf Grund eines Ansuchens gemaR § 6 eine mit einem
Augenschein verbundene mindliche Verhandlung durchzufiihren. Zur mindlichen Verhandlung sind der
Bewilligungswerber, die Nachbarn, ein Vertreter der Gemeinde, der Planverfasser und die erforderlichen
Sachversténdigen zu laden.

(2) Das Ansuchen geméR § 6 ist ohne Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abzuweisen,
wenn die flir den Campingplatz vorgesehene Flache dem § 2 Abs. 1 widerspricht.

(3) In der mindlichen Verhandlung ist das Vorhaben einer Prifung zu unterziehen, die sich
insbesondere auf die Ubereinstimmung des VVorhabens mit den Bestimmungen dieses Gesetzes sowie die
Bertcksichtigung der Rechte der Nachbarn zu erstrecken hat.

(4) Nachbarn im Sinne des Abs. 1 sind die Eigentlimer der im Umkreis von 100 m, gemessen von
der Grenze des Campingplatzes, gelegenen Grundstiicke.

(5) Parteien im Verfahren nach Abs. 1 sind die Standortgemeinde (Gemeinde, auf deren Gebiet das
Vorhaben geplant ist), hinsichtlich der im 8 2 Abs. 2 lit. ¢ und Abs. 3 genannten Interessen sowie die
Nachbarn. Die Gemeinde ist berechtigt, die genannten Interessen als subjektives Recht im Verfahren
geltend zu machen, Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht und Revision beim
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Werden von Nachbarn privatrechtliche Einwendungen vorgebracht,
so hat der Verhandlungsleiter auf eine Einigung hinzuwirken. Die etwa herbeigefiihrte Einigung ist in der
Niederschrift Uber die Verhandlung zu beurkunden. Im {brigen ist der Nachbar mit solchen
Einwendungen auf den Zivilrechtsweg zu verweisen.

§8
Erteilung der Bewilligung, Erloschen
(1) Die Bewilligung nach § 5 ist schriftlich zu erteilen, wenn
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a) das Vorhaben den Voraussetzungen nach § 2 und den auf Grund dieser Bestimmung erlassenen
Verordnungen entspricht und

b) andere offentliche Interessen, insbesondere solche der Raumplanung des Naturschutzes, der
Tourismuswirtschaft und der Landwirtschaft nicht entgegenstehen.

(2) Die Bewilligung kann unter Bedingungen, mit Auflagen oder befristet erteilt werden, wenn dies
zur Erfillung der Voraussetzungen nach Abs. 1 erforderlich ist.

(3) Die Errichtungs- oder die Anderungsbewilligung nach Abs. 1 erléschen, wenn das Vorhaben
nicht innerhalb von 5 Jahren nach Rechtskraft der jeweiligen Bewilligung fertiggestellt ist.

§9
Aufnahme des Betriebes

(1) Der Betrieb eines Campingplatzes darf erst aufgenommen werden, wenn dem Inhalt der
Bewilligung nach § 8 entsprochen ist.

(2) Die Aufnahme des Betriebes ist von der Person, die den Campingplatz auf eigene Gefahr und
Rechnung betreibt (Inhaber) der Behdrde schriftlich anzuzeigen.

§10
Nachtragliche Vorschreibungen

Wenn die gemal § 2 Abs. 2 wahrzunehmenden Interessen trotz Einhaltung der im der Bewilligung
nach § 8 vorgesehenen Auflagen nicht hinreichend geschiitzt sind, so hat die Behdrde andere oder
zusétzliche Auflagen vorzuschreiben. Soweit solche Auflagen nicht zur Vermeidung einer Gefédhrdung
des Lebens oder der Gesundheit der im 8 2 Abs. 2 genannten Personen notwendig sind, missen diese
Auflagen flr den Inhaber des Campingplatzes wirtschaftlich zumutbar sein.

§11
Zuverlassigkeit des Inhabers

(1) Der Inhaber muf3 eigenberechtigt sein und die Zuverlassigkeit, die fir den ordnungsgemalien
Betrieb eines Campingplatzes erforderlich ist, besitzen. Eine Person besitzt diese Zuverlassigkeit nicht,
wenn

a) sie innerhalb der letzten fiinf Jahre wegen eines Verbrechens oder sonst wegen einer gerichtlich

strafbaren Handlung gegen Leib und Leben, gegen die Freiheit, gegen fremdes Vermdgen oder
gegen die Sittlichkeit, wegen einer gemeingefahrlichen strafbaren Handlung oder wegen einer
gerichtlich strafbaren Handlung nach dem Suchtmittelgesetz, BGBI. Nr. 112/1997, zuletzt
gedndert durch BGBI. I Nr.116/2017, verurteilt worden ist sowie nach der Eigenart der
strafbaren Handlung und nach der Personlichkeit des Verurteilten die Begehung der gleichen
oder einer dhnlichen Straftat beim Betrieb des Campingplatzes zu befiurchten ist, oder

b) sie mindestens dreimal wegen Ubertretungen von Bestimmungen dieses Gesetzes bestraft worden
ist und ein weiteres vorschriftswidriges Verhalten zu beflirchten ist, oder

c) ihr sonstiges Verhalten oder das Verhalten jener Personen, mit denen sie sich in einer Erwerbs-
oder Lebensgemeinschaft befindet, die Annahme rechtfertigt, daB der Campingplatz in einer
Weise betrieben werden wird, die nicht dem Gesetz entspricht.

(2) Die Behorde hat Personen, welche die VVoraussetzungen nach Abs. 1 nicht erflllen, den Betrieb
des Campingplatzes zu untersagen. Im Falle des Abs. 1 lit. b ist die Untersagung des Betriebes nur
anzudrohen oder der Betrieb nur fiir eine bestimmte Zeit zu untersagen, wenn nach den Umstanden des
Falles erwartet werden kann, daf diese MalRnahme zur Sicherung eines spéteren einwandfreien
Verhaltens ausreicht.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 2 sind auf eine juristische Person sinngemald anzuwenden, wenn
eine natlrliche Person, der ein maRgebender EinfluB auf den Betrieb des Campingplatzes zusteht, die
Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht erflllt.

8§12

Wechsel in der Person des Inhabers

Im Falle eines Wechsels in der Person des Inhabers des Campingplatzes gehen die aus der
Bewilligung nach § 8 sich ergebenden Rechte und Pflichten auf den neuen Inhaber des Campingplatzes
Uber. Ein solcher Wechsel ist der Bezirksverwaltungsbehdrde vom neuen Inhaber unverziglich
anzuzeigen.
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8§13
Betriebsvorschriften

(1) Der Inhaber des Campingplatzes hat fur die Campingplatzbenitzer entweder selbst jederzeit
erreichbar zu sein oder daflir zu sorgen, daf eine verlaBliche, fir den Campingbetrieb verantwortliche
Person jederzeit erreichbar ist.

(2) Der Inhaber des Campingplatzes hat den Campingplatz wahrend der Betriebszeit nach Malgabe
der Bewilligung nach § 8 betriebsbereit zu halten.

8§14
Campingplatzordnung

(1) Der Inhaber des Campingplatzes hat eine Campingplatzordnung zu erlassen und diese am
Campingplatz - nach Tunlichkeit mehrsprachig - deutlich sichtbar anzuschlagen.

(2) Die Campingplatzordnung hat die fir das Verhalten der Campingplatzbenttzer im Hinblick auf
die Erfordernisse eines geordneten Betriebes notwendigen Bestimmungen zu enthalten. So sind jedenfalls
Bestimmungen Uber die An- und Abmeldung, Uber die Hohe des Entgeltes, (iber die Art und das Ausmal
der Benltzung der Einrichtung des Campingplatzes, Uber die Unterlassung stérenden L&rms, tber das
Verhalten im Brandfalle und Uber die Dauer der Ruhezeiten zu treffen. Die zuldssige Hochstzahl der
Campingplatzbenitzer und die Flache des Campingplatzes, die nicht als Lagerpldtze benitzt werden
durfen, sind in der Campingplatzordnung ersichtlich zu machen.

§ 15
Uberprufung

(1) Die Organe der Bezirksverwaltungsbehorde sind berechtigt, Campingpldtze wahrend der
Offnungszeit daraufhin zu Uberprifen, ob sie diesem Gesetz, den nach 82 Abs.5 erlassenen
Verordnungen und den Bewilligungen nach §8 8 und 10 entsprechend betrieben und in Stand gehalten
werden.

(2) Zur Durchfuihrung der Uberpriifung nach Abs. 1 sind die Organe der Bezirksverwaltungsbehorde
berechtigt, den Campingplatz und die darauf befindlichen Anlagen und Einrichtungen im erforderlichen
AusmalR zu betreten sowie in die Unterlagen Einsicht zu nehmen.

(3) Der Inhaber des Campingplatzes ist verpflichtet, den Organen der Bezirksverwaltungsbehorde
die fir die Uberprifung erforderlichen Auskiinfte zu erteilen und ihnen Zutritt zum Campingplatz und zu
den darauf befindlichen Anlagen und Einrichtungen sowie Unterlageneinsicht (Abs. 2) zu gewéhren.

8§16
Einstweilige Zwangs- und Sicherungsmafl3nahmen

(1) Wird ein Campingplatz errichtet, betrieben oder wesentlich gedndert, ohne dass die hiefir
erforderliche Bewilligung vorliegt, so hat die Bezirksverwaltungsbehérde unabhdngig von der Einleitung
eines Strafverfahrens den Campingplatzinhaber mit Verfahrensanordnung zur Herstellung des der
Rechtsordnung  entsprechenden  Zustandes  innerhalb  einer  angemessenen,  von  der
Bezirksverwaltungsbehdrde zu bestimmenden Frist aufzufordern. Kommt der Campingplatzinhaber dieser
Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, so hat die Bezirksverwaltungsbehdrde mit
Bescheid die zur Herstellung des der Rechtsordnung entsprechenden Zustandes jeweils notwendigen
Malnahmen wie die Stillegung von Campingplatzeinrichtungen oder die SchlieBung von Teilen des
Campingplatzes oder die SchlieBung des gesamten Campingplatzes zu verfigen.

(2) Bei unmittelbar drohender Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das
Eigentum hat die Bezirksverwaltungsbehérde zur Wahrung der 6ffentlichen Interessen nach § 2 Abs. 2
die zur Beseitigung der Gefahrdung notwendigen MafRnahmen unmittelbar anzuordnen und gegen Ersatz
der Kosten durch den Verpflichteten nétigenfalls unverziglich durchfiihren zu lassen.

(3) Ist der gemal Abs.2 Verpflichtete nicht feststellbar oder kann er zur Durchfiihrung der
MaRnahmen nicht verhalten werden, so ist der Auftrag dem Eigentiimer der Liegenschaft, auf der sich der
Campingplatz befindet, zu erteilen.
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§17

Vorkehrungen bei Einstellung und bei
Ruhen des Betriebes

(1) Wird der Betrieb eines Campingplatzes eingestellt, so hat der Inhaber die Liegenschaft in einen
hygienisch einwandfreien und das Landschaftsbild und das Ortsbild nicht verunstaltenden Zustand zu
versetzen. Dasselbe gilt sinngemaR fiir die Zeit, in der der Campingbetrieb saisonbedingt ruht.

(2) Jede Einstellung des Betriebes, die nicht auf eine Mafnahme der Bezirksverwaltungsbehdrde
zuriickgeht, ist der Bezirksverwaltungsbehérde unverziiglich anzuzeigen.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehorde hat erforderlichenfalls die zur Herstellung des gemaR Abs. 1
erforderten Zustandes notwendigen VVorkehrungen dem Inhaber mit Bescheid aufzutragen.

2. Abschnitt

§18
Zeltlager

(1) Folgende Zeltlager gelten nicht als Campingplétze im Sinne des § 1:
1. Zeltlager von Jugendorganisationen;
2. Zeltlager im Rahmen der 6ffentlichen Jugendbetreuung;
3. Zeltlager im Rahmen von o6ffentlichen Freiluftveranstaltungen.

(2) Fur die Errichtung und den Betrieb solcher Zeltlager gelten die Bestimmungen des § 2 Abs. 2
sinngemaR. Bei der Errichtung ist insbesondere zu beachten, dal’ den Erfordernissen der Hygiene dadurch
Rechnung getragen wird, daf fur einwandfreies Trinkwasser und Waschgelegenheit, fiir eine schadlose
Abwasser- und Muillbeseitigung sowie gegen Einsicht geschitzte Aborte vorgesorgt wird. Offene
Feuerstellen sind so anzulegen, daB ein Ubergreifen von Branden auf die Umgebung ausgeschlossen ist.
Desinfektionsmittel sind in ausreichender Menge bereitzuhalten. Bei Auflassung des Zeltlagers ist das
Grundstiick wieder in einen sauberen und hygienisch einwandfreien Zustand zu versetzen.

(3) Soll ein Zeltlager im Sinne des Abs. 1 Z 1 oder 2 fiir mehr als zehn Personen oder fir langer als
drei Tage errichtet werden, so ist dies spétestens eine Woche vor dessen Errichtung bei der Behérde
(Abs. 7) anzumelden. Die Anmeldung hat den Namen des Veranstalters und den Namen des
verantwortlichen Lagerleiters, den Standort und die Dauer des Lagers und die Anzahl der
Lagerteilnehmer zu enthalten. Die Errichtung eines unvorhergesehenen Zeltlagers flr eine Nachtigung
bleibt von der Meldepflicht ausgenommen.

(4) Nehmen an einem Zeltlager im Sinne des Abs.1 Z 1 oder 2 jugendliche Personen verschiedenen
Geschlechtes teil, hat der verantwortliche Lagerleiter die Zuweisung der Zelte nach Geschlechtern
getrennt vorzunehmen, wobei getrennte Waschgelegenheiten und Aborte zur Verfligung zu stehen haben.

(5) Nehmen an einem Zeltlager im Sinne des Abs. 1 Z 1 oder 2 Personen teil, die das 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, hat eine Aufsichtsperson im Sinne des Burgenldndischen
Jugendschutzgesetzes, LGBI. Nr. 19/1987, in der jeweils geltenden Fassung, anwesend zu sein.

(6) Fur Zeltlager im Sinne des Abs. 1 Z 3 gilt Abs. 3 mit der MaRRgabe, daf

1.an die Stelle des verantwortlichen Lagerleiters eine vom Veranstalter (8§82 des Bgld.
Veranstaltungsgesetzes, LGBI. Nr.2/1994, in der jeweils geltenden Fassung) benannte
verantwortliche Person oder der Eigentlimer (Inhaber) des fur das Zeltlager zur Verfligung
gestellten Grundstiicks tritt und

2. die Anmeldung die voraussichtliche Anzahl der Lagerteilnehmer zu enthalten hat.

(7) Zustéandige Behorde fur Zeltlager im Sinne des Abs. 1 Z 1 und 2 ist die Gemeinde, fur Zeltlager
im Sinne des Abs. 1 Z 3 die Bezirksverwaltungsbehdrden.

(8) Die Behdrde hat die Errichtung und den Betrieb des Zeltlagers zu tiberwachen. Die gemaR Abs. 6
Z 1 und 2 verantwortlichen Personen haben sich tiber Aufforderung dem Uberwachungsorgan gegeniiber
auszuweisen. Die Behdrde hat den Betrieb zu untersagen, wenn hygienische MiRstdnde auftreten, wenn
die Beschaffenheit und die Lage des Zeltlagers eine Gefahr fur die korperliche Sicherheit der
Lagerteilnehmer oder ihres Besitzes darstellen oder sonst den Vorschriften der Abs. 2 und 4 nicht
entsprochen wird.
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3. Abschnitt
Mobilheimplatz

§19
Geltungsbereich

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes regeln das Aufstellen von Mobilheimen auf
Mobilheimplatzen.

(2) Das Aufstellen von Mobilheimen auf Mobilheimpldtzen bedarf keiner Bewilligung nach dem
Burgenlandischen Baugesetz 1997, LGBI. Nr. 10/1998 in der jeweils geltenden Fassung, sowie nach dem
Burgenlandischen Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz, LGBI. Nr. 27/1991 in der jeweils geltenden
Fassung.

§20
Begriffsbestimmungen

(1) Unter einem Mobilheimplatz ist eine Flache zu verstehen, die dem Aufstellen von mehr als funf
Mobilheimen vorbehalten ist.

(2) Mobilheim im Sinne dieses Gesetzes ist ein freistehendes, im Ganzen oder in wenigen Einheiten
transportables Wohnobjekt mit oder ohne Achsen einschliellich Zubehér (Tirvorbauten, Schutzdacher,
Veranden, Gerétehitten und dgl.), welches wahrend der Freizeit benutzt wird und der Erholung dient.

(3) Ein auf einem Mobilheimplatz nicht nur voribergehend aufgestellter Wohnwagen gilt als
Mobilheim.

§21
Flachenwidmung

(1) Mobilheimplétze dirfen nur errichtet und betrieben werden, wenn die fr die Errichtung und den
Betrieb vorgesehenen Flachen im Flachenwidmungsplan als Baugebiet fiir Erholungs- oder
Fremdenverkehrseinrichtungen gewidmet sind.

(2) Auf Mobilheimpléatzen durfen mit Ausnahme von Bauwerken oder Bauten, die der téglichen
Versorgung, der Trinkwasserversorgung, der Energieversorgung, der Abwasserbeseitigung, zentralen
sanitaren Einrichtungen, dem Abstellen von Kraftfahrzeugen oder der zentralen Aufbewahrung von
Garten-, Freizeit- oder Sportgeraten sowie der Einfriedung gemaR § 25 Abs. 2 dienen, keine Bauwerke
oder Bauten im Sinne des Burgenléndischen Baugesetzes 1997 errichtet werden. Mobilheime, die den
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sowie  den  Aufstellungsrichtlinien  des  jeweiligen
Mobilheimplatzbetreibers im Sinne des § 24 Abs. 7 entsprechen, gelten hiebei nicht als Bauwerke oder
Bauten im Sinne des Burgenléndischen Baugesetzes 1997.

§22

Aufstellplan

(1) Der Bewilligungswerber hat fir die Aufstellung von Mobilheimen einen Aufstellplan zu
verfassen. Der Aufstellplan im Mafstab von 1:1000 oder groRer ist in vierfacher Ausfertigung neben den
im 86 Abs. 1 Z 1, 3 und 4 angefiihrten Unterlagen dem Ansuchen um Bewilligung zur Errichtung eines
Mobilheimplatzes anzuschlief3en.

(2) Der Aufstellplan hat insbesondere festzulegen:

1. Lage der Aufstellplatze;
2. Verlauf und Breite (Regelprofile) der Verkehrsflachen;
3. Fl&chen fur die Errichtung von Gemeinschaftsanlagen.

(3) Der Aufstellplan besteht aus der graphischen Darstellung und der schriftlichen Erlduterung, die
alle Angaben zu enthalten hat, die nicht aus der graphischen Darstellung hervorgehen.

§23
AusnUtzbarkeit des Aufstellplatzes
(1) Die fur die Aufstellung von Mobilheimen bestimmte Flache ist in Aufstellplatze zu unterteilen.

(2) Sofern im Aufstellplan nicht groRere Abstdnde vorgesehen sind, muss der Abstand des
Mobilheimes einschlieBlich des Zubehors, gemessen von den dufersten Anlagenteilen entweder zur
Grenze der benachbarten Pachtparzelle mindestens einen Meter oder bis zum ndchsten Mobilheim
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mindestens zwei Meter betragen, wobei untergeordnete Bauteile (zB Dachvorspriinge, Dachrinnen,
Fensterbdnke) bis zu einer Tiefe von hochstens 15 cm nicht zu beriicksichtigen sind. An der
StraBenfluchtlinie sind zumindest an drei Seiten freistehende Geratehitten auch in der Abstandsflache
zuldssig, wenn zum Mobilheim im engeren Sinn ein Mindestabstand von zwei Meter gewahrleistet ist,
und die Gerétehutte an der StraBenfluchtlinie steht. Es dirfen keine beweglichen oder unbeweglichen
Bauteile tber die Pachtparzelle reichen.

§24
Gestaltung der Mobilheime

(1) Gemessen vom verglichenen Niveau des jeweiligen Aufstellplatzes darf die Hohe des
Mobilheimes insgesamt vier Meter nicht Uberschreiten, wobei die FuBbodenoberkante nicht hoher als
70 cm Uiber dem verglichenen Niveau liegen darf.

(2) Mobilheime dirfen nicht unterkellert und nur eingeschossig sein. Dachterrassen sind nicht
zuldssig. Sonstige Terrassen dirfen nicht (ber der Fufbodenoberkante des Mobilheimes liegen.
Fundamentplatten und Streifenfundamente sind unzuldssig. Ausgenommen von diesem Verbot sind
bestehende und noch funktionstlichtige Ausgestaltungen der Bodenunterkonstruktion. Punktférmige
Fundamentierungen sind zulassig. Windkraftanlagen sind auf Mobilheimplatzen unzuléssig.

(3) Die vom Mobilheim samt Zubehor (Tirvorbauten, Schutzdécher, Veranden, Geratehltten und
dgl.) Uberdachte Flache darf insgesamt héchstens 60 m2 betragen, wobei Dachvorspriinge bis zu einer
Tiefe von 70 cm je Seitenldnge nicht einzurechnen sind. Dachvorspriinge mit groRerer Tiefe sind voll
einzurechnen. Geratehdtten dirfen nicht gréfer als 6 m2 sein.

(4) Mobilheime missen so ausgefiihrt sein, dass sie den Anforderungen der Sicherheit, der
Festigkeit, des Brandschutzes sowie der Hygiene und des Klimaschutzes entsprechen. Ein neues
Mobilheim darf eine Energiekennzahl von 180 kWh/m?, die durch einen Energieausweis im Sinne der
OIB-Richtlinie 6, Ausgabe Mérz 2015, nachzuweisen ist, nicht berschreiten.

(5) Die sichere Lagerung und Verwendung von Flissiggas ist zu gewahrleisten. Der Aufstellungsort
der Gasflaschen ist gemaR Verordnung der Bundesministerin fir Arbeit, Gesundheit und Soziales (iber
die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung (Kennzeichnungsverordnung - KennV), BGBI. Il
Nr. 101/1997, in der Fassung der Verordnung BGBI. 11 Nr. 184/2015, zu kennzeichnen.

(6) Die Landesregierung kann zum Schutz der in Abs. 4 und 5 umschriebenen Interessen durch
Verordnung néhere Vorschriften ber die Bauart, Ausfihrung und Ausstattung von Mobilheimen und
Aufstellplatzen sowie die Einhaltung und Uberpriifung von Sicherheitsanforderungen erlassen.
Feuerstétten mit festen Brennstoffen sind jedenfalls unzuléssig.

(7) Dariber hinaus hat der Mobilheimplatzbetreiber in Aufstellungs- und Gestaltungsrichtlinien die
Rahmenbedingungen hinsichtlich der Art (Bauweise) und Gestaltung von Mobilheimen sowie die
Zuléssigkeit von Nebenanlagen (zB Schwimmbecken, Biotope, Einfriedungen ua.) festzulegen. Der
Mobilheimplatzbetreiber hat die Einhaltung der Aufstellungsrichtlinien vertraglich abzusichern und in
den Vertragen uber Mobilheimplatzparzellen einen VerstoR gegen seine Aufstellungsrichtlinien als
fristlosen Kdundigungsgrund zu verankern. Diese Aufstellungs- und Gestaltungsrichtlinien sind den
Vertragspartnern vor Vertragsabschluss bekanntzugeben und an gut sichtbaren Stellen des
Mobilheimplatzes (Anschlagtafeln) anzuschlagen.

8§25

Gestaltung der Freiflachen

(1) Die unbebauten Flachen des Mobilheimplatzes (Freiflachen) sind gértnerisch auszugestalten und
in gepflegtem Zustand zu erhalten.

(2) Aufstellplatze und Gemeinschaftsflachen dirfen zur Abgrenzung untereinander bis zu einer Hohe
von einem Meter eingefriedet sein. Lebende Z&aune, Hecken und dgl. dirfen nicht héher als zwei Meter
sein, wenn hierdurch das einheitliche Erscheinungsbild des Mobilheimplatzes nicht beeintrachtigt wird.
Einfriedungen in Massivbauweise sind nicht gestattet.

826
Aufschlielung von Aufstellplatzen

(1) Jeder Aufstellplatz ist an eine Wasserversorgungsanlage und an eine bewilligte
Abwasserbeseitigungsanlage anzuschlielen.
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(2) Die im Mobilheim anfallenden Abwasser und Fékalien sind in die Abwasserbeseitigungsanlage
einzuleiten.

(3) Die Aufstellplatze sind durch geeignete Verkehrswege zu erschlieBen. Die Erhaltung, die
Beleuchtung und die Reinigung der VVerkehrswege obliegt dem Inhaber des Mobilheimplatzes.

(4) Sofern der Aufstellplan nicht anderes vorsieht und die ungehinderte Zufahrt wvon
Einsatzfahrzeugen gewahrleistet ist, ist das Abstellen von Kraftfahrzeugen auf Verkehrswegen fir die
Dauer einer Ladetétigkeit gestattet.

(5) Jeder Mobilheimplatz mufR mit einer solchen Zahl von Abstellplatzen fir Kraftfahrzeuge
ausgestattet sein, daB fiir jeden Aufstellplatz, sofern das Abstellen von Kraftfahrzeugen nicht auf dem
Aufstellplatz gestattet ist, ein Abstellplatz zur Verfiigung steht.

§27
Bewilligung

(1) In der Entscheidung, mit der die Errichtung (Anderung) des Mobilheimplatzes bewilligt wird,
sind die zur Erfullung der Bestimmungen dieses Gesetzes erforderlichen Bedingungen und Auflagen
vorzuschreiben.

(2) Der fiir den Bewilligungswerber bestimmten Bewilligung ist der Aufstellplan, der dem Verfahren
zugrunde lag, anzuschlieRen; der Aufstellplan bildet einen Bestandteil der Bewilligung.

(3) Der Pachter einer Parzelle hat vor Neuaufstellung, wesentlichen Anderungen oder Austausch
eines Mobilheims vom Mobilheimplatzbetreiber eine schriftliche Zustimmung dafir einzuholen.

(4) Der Mobilheimplatzbetreiber hat den Mobilheimplatz regelmaRig wiederkehrend alle sechs Jahre
prifen zu lassen, ob dieser dem Genehmigungsbescheid und dem Aufstellplan entspricht. Die wieder-
kehrenden Priifungen sind von akkreditierten Stellen im Rahmen des fachlichen Umfangs ihrer
Akkreditierung, staatlich autorisierten Anstalten, Ziviltechnikern oder Gewerbetreibenden, jeweils im
Rahmen ihrer Befugnisse durchzufiihren. Uber jede wiederkehrende Priifung ist eine Priifbescheinigung
auszustellen.

(5) Die Prifbescheinigung ist vom Mobilheimplatzbetreiber bis zum Vorliegen der néchsten
Priifbescheinigung auf dem Mobilheimplatz zur jederzeitigen Einsicht der Behorde aufzubewahren; sie ist
auf Verlangen der Behorde, innerhalb einer von der Behdrde zu bestimmenden angemessenen Frist, zu
Ubermitteln.

(6) Werden im Rahmen der Priifung Méngel oder Abweichungen vom konsensgeméaRen Zustand
festgestellt, hat die Priifbescheinigung entsprechende Vorschldge samt angemessenen Fristen fir die
Behebung der Mangel oder fir die Beseitigung der Abweichungen zu enthalten. Der
Mobilheimplatzbetreiber hat in diesem Fall unverziglich eine Ausfertigung dieser Priifbescheinigung
sowie eine diesbeziigliche Darstellung der getroffenen und zu treffenden Mallnahmen der zustéandigen
Behorde zu Gbermitteln.

(7) GemdR Abs. 6 angezeigte Mangel oder Abweichungen, fir die in der Prifbescheinigung
Vorschlage zur Behebung der Méngel oder zur Beseitigung der Abweichungen vom konsensgemafien
Zustand innerhalb einer angemessenen Frist enthalten sind, bilden keine Verwaltungsiibertretungen im
Sinne des § 29, sofern die Behebung oder die Beseitigung innerhalb der angemessenen Frist der Behdrde
nachgewiesen wird.

§28

Anwendung des 1. Abschnittes

(1) Die Bestimmungen des ersten Abschnittes dieses Gesetzes finden mit Ausnahme der 881, 2
Abs. 1 und 6 Abs. 1 Z 2 sinngemafR Anwendung.

(2) 8 7 Abs. 2 findet sinngem&R Anwendung, wenn die fir den Mobilheimplatz vorgesehene Flache
dem § 21 widerspricht.

(3) § 16 Abs. 2 findet mit der MalRgabe Anwendung, dass die Bezirksverwaltungsbehérde neben der
Sperre des gesamten Mobilheimplatzes bei Nichtbefolgung von Auftrdgen durch den Betreiber auch die
Sperre von einzelnen Aufstellplatzen verfiigen kann.

(4) In anhéngigen behdrdlichen Verfahren wird der Fortlauf aller materiell-rechtlichen Fristen, deren
fristauslosendes Ereignis in die Zeit nach Inkrafttreten dieser Novelle fallt, sowie Fristen, die bis zum
Inkrafttreten dieser Novelle noch nicht abgelaufen sind, bis zum Ablauf des 31. Mai 2021 gehemmt.
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(5) Die Burgenléndische Landesregierung wird erméchtigt, durch Verordnung bis l&ngstens
31. Dezember 2021 den angesetzten Endtermin 31. Mai 2021 zu verlangern oder weitere allgemeine
Ausnahmen von der Hemmung vorzusehen, soweit dies zur Verhiitung und Bekdmpfung der Verbreitung
von COVID-19 erforderlich ist.

4. Abschnitt
Straf- und Ubergangsbestimmungen

§29
Strafbestimmungen

(1) Eine Verwaltungstibertretung, die von der Bezirksverwaltungsbehdrde mit einer Geldstrafe bis zu
2.200 Euro, im Falle der Uneinbringlichkeit mit einer Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen ist,
begeht,

1. wer ohne Bewilligung gemdR §5 oder entgegen einer solchen einen Camping- oder
Mobilheimplatz errichtet, betreibt oder wesentlich &ndert;

2. wer als Inhaber eines Camping- oder Mobilheimplatzes oder als Verantwortlicher einer
Vorschrift der 88 12, 13, 14, 15 Abs. 2 und 3 und 17 Abs. 2 zuwiderhandelt;

. wer die Liegenschaft seines Camping- oder Mobilheimplatzes nicht in einen der Vorschrift des
8 17 Abs. 1 entsprechenden Zustand versetzt;

. wer einer Vorschrift des § 18 Abs. 2 bis 6 zuwiderhandelt;

.wer einen Aufstellplatz nicht an eine Wasserversorgungsanlage oder an eine bewilligte
Abwasserbeseitigungsanlage anschlief3t;

6. wer sonst einen Camping- oder Mobilheimplatz entgegen einer Bestimmung der Bewilligung
nach § 8 betreibt;

. wer einer Verordnung gemaR 88 2 Abs. 5 und 24 Abs. 6 zuwiderhandelt;

.wer es unterldsst, entgegen §24 Abs.7 in Aufstellungs- und Gestaltungsrichtlinien die
Rahmenbedingungen hinsichtlich der Art (Bauweise) und Gestaltung von Mobilheimen sowie die
Zuléssigkeit von Nebenanlagen (zB Schwimmbecken, Biotope, Einfriedungen ua.) festzulegen
oder die Aufstellungs- und Gestaltungsrichtlinien an gut sichtbaren Stellen des Mobilheimplatzes
(Anschlagtafeln) anzuschlagen oder entgegen § 27 Abs. 3 eine schriftliche Zustimmung vor
Neuaufstellung, wesentlichen Anderungen oder Austausch eines Mobilheims vom
Mobilheimplatzbetreiber dafiir einzuholen, entgegen § 27 Abs. 4 den Mobilheimplatz alle sechs
Jahre einer regelmaflig wiederkehrenden Prifung dahingehend zu unterziehen, ob dieser dem
Genehmigungsbescheid und dem Aufstellplan entspricht, entgegen 8§27 Abs.5 die
Prifbescheinigung auf dem Mobilheimplatz zur jederzeitigen Einsicht der Behdrde
aufzubewahren oder auf Verlangen der Behdrde diese nicht oder nicht fristgerecht der Behorde
Ubermittelt, entgegen 8§ 27 Abs. 6 eine Ausfertigung dieser Prifbescheinigung sowie eine
diesbezugliche Darstellung der getroffenen und zu treffenden MalRhahmen der zustandigen
Behorde zu 0bermitteln oder entgegen §27 Abs.7 in der Prifbescheinigung enthaltene
Vorschldge zur Behebung der Mangel oder zur Beseitigung der Abweichungen vom
konsensgeméBen Zustand fristgerecht deren Behebung oder die Beseitigung der Behdrde
nachzuweisen oder entgegen § 31 Abs. 3 binnen zwdlf Monate nach dem Inkrafttreten des
Gesetzes die in § 24 Abs. 7 angefiihrten Aufstellungs- und Gestaltungsrichtlinien zu erlassen.

(2) Eine Verwaltungsibertretung, die von der Bezirksverwaltungsbehdrde mit einer Geldstrafe bis zu
730 Euro, im Falle der Uneinbringlichkeit mit einer Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen ist,
begeht, wer als Benlitzer eines Mobilheimplatzes den Bestimmungen der 88 18 Abs. 3, 23 Abs. 2, 24
Abs. 1 bis 6, 25 Abs. 2 oder 26 Abs. 2 oder 4 zuwiderhandelt.

§30

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde (88 7 Abs. 1 und 5, 18 und 28) sind solche
des eigenen Wirkungsbereiches.

w

o &

oo

§31
Ubergangsbestimmungen
(1) Campingplatze und Mobilheimplétze, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
rechtméaRig bestehen und betrieben werden, gelten als nach diesem Gesetz bewilligt. Die 8§ 10 bis 17 sind
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auf diese Anlagen anzuwenden. Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhangigen
Verfahren sind nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu beenden.

(2) 823 Abs.2 findet auf bereits aufgestellte Mobilheime keine Anwendung, sofern durch
technische  MaRnahmen eine  Friherkennung eines Brandes und auf Grundlage von
Sachverstandigengutachten ein dementsprechend hinreichender Brandschutz erreicht werden kann. Dies
gilt nicht mehr, wenn ein Wechsel in der Innehabung eines derartigen Mobilheimes eintritt oder dieses
ausgetauscht wird.

(3) Die in 8 24 Abs. 7 angefiihrten Aufstellungs- und Gestaltungsrichtlinien mussen binnen zwolf
Monaten nach dem Inkrafttreten des Gesetzes LGBI. Nr. 38/2018 vorliegen. § 24 Abs. 7 zweiter und
dritter Satz gelten nicht fir zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes LGBI. Nr. 38/2018 bereits
bestehende Mobilheime. Werden diese Mobilheime nach dem Inkrafttreten des Gesetzes LGBI.
Nr. 38/2018 geéndert, missen die Anderungen den in § 24 Abs. 7 angefilhrten Aufstellungs- und
Gestaltungsrichtlinien entsprechen. 8 23 Abs. 2 sowie § 24 finden auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
des Gesetzes LGBI. Nr. 38/2018 nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften aufgestellte Mobilheime
keine Anwendung, sofern nicht Brandschutzgriinde dagegensprechen.

§32
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) 87 Abs. 5, §8 Abs. 1, §9 Abs. 1, 8§10, 15 Abs. 1, 88 27 und 29 Abs. 1 in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. 79/2013 treten mit 1. Janner 2014 in Kraft.

(2) 81,811 Abs. 1 lit. a, § 20 Abs. 2, § 21 Abs. 2, § 23 Abs. 2, § 24, § 25 Abs. 2, § 27 Abs. 3 bis 7,
8§29 Abs.1 Z7 und 8 und Abs. 2 sowie § 31 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 38/2018
treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(3) §28 Abs.4 und 5 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 25/2020 treten mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft.

(4) 828 Abs. 4 und 5 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 83/2020 tritt mit 1. Janner 2021 und
mit Ablauf des 31. Dezember 2021 auler Kraft.

8§33
Informationsverfahren

Das Gesetz LGBI. Nr.38/2018, wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie
2015/1535/EU iber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der
Vorschriften fir die Dienste der Informationsgesellschaft, ABI. Nr. L 241 vom 17.09.2015 S. 1, der
Kommission notifiziert (Notifikationsnummer 2018/116/A).

Artikel 11
Notifikationshinweis gemaf Artikel 12 der Richtlinie 98/34/EG

Diese Rechtsvorschrift wurde einem Informationsverfahren im Sinne der Richtlinie 98/34/EG des
Européischen Parlamentes und des Rates (ber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und
technischen Vorschriften, welche das Verfahren nach der Richtlinie 83/189/EWG, Abl. Nr. L 204 vom
21.Juli 1998, S. 37, in der Fassung der Richtlinie 98/48/EG des Europdischen Parlamentes und des Rates
vom 20. Juli 1998 zur Anderung der Richtlinie 98/34/EG uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet
der Normen und technischen Vorschriften Abl. Nr. L 217 vom 5. August 1998, S. 18, kodifiziert,
unterzogen (Notifikationsnummer 2003/0141/A).
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